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5Vorgehen der
Landeshauptstadt Wiesbaden

In Deutschland sind bereits viele Kommunen aktiv in der Planung oder Umsetzung öffentlicher LIS. 
Neben der konzeptionellen Erstellung liegt die Bedarfsermittlung sowie die Steuerung des Aufbaus im 
Aufgabengebiet der Kommune [22]. Die LHW hat sich im Rahmen des Förderprojektes E-Mobility-Hub 
mit Möglichkeiten zum Aufbau und Betrieb von LIS beschäftigt. Wie aus dem Austausch mit anderen 
Kommunen hervorgeht, gibt es eine Vielzahl an Herangehensweisen, LIS umzusetzen. Ebenso existieren 
eine Vielzahl an Herausforderungen für jede Kommune, wie bspw. eine unklare Datenlage aufgrund des 
Datenschutzes, Flächenverfügbarkeit und Flächennutzungskonflikte zum Aufbau von LIS sowie bauliche 
Anforderungen und die Prüfung der Netzverfügbarkeit an geplanten Standorten.

Da jede Kommune unterschiedliche Rahmenbedingungen und Herausforderungen besitzt, hat sich die 
LHW ein eigenes Vorgehen erarbeitet und auf die lokalen Rahmenbedingungen abgestimmt. Es handelt 
sich dabei nicht um ein feststehendes Konzept, sondern um einen iterativen Prozess, bei dem bspw. früh-
zeitig relevante Akteursgruppen vor Ort eingebunden wurden und nach der Umsetzung erster Maßnah-
men Erfahrungswerte abgeleitet und Anpassungen für die weiteren Schritte vorgenommen werden kön-
nen und sollten. Dabei hat sich gezeigt, dass der Aufbau von LIS im öffentlichen Raum für eine Kommune 
allein nur schwer umsetzbar ist, es ist vielmehr eine Gemeinschaftsaufgabe aller relevanten Akteure. 

Die folgenden Kapitel geben Einblicke in die verschiedenen Schritte der planerischen Vorgehensweise – 
von der Bedarfsermittlung bis hin zur Identifikation von Musterstandorten. Zudem wird das von der LHW 
durchgeführte Beteiligungsformat sowie die Wahl des Vergabeverfahrens als Konzessionsausschreibung 
vorgestellt. 

Im ersten Quartal 2022 konnte die LHW 86 Ladestationen mit insgesamt 230 Ladepunkten im halb-öf-
fentlichen sowie öffentlichen Raum verzeichnen. Diese teilen sich auf in 210 Normalladepunkte (AC) und 
20 Schnellladepunkte (DC). Eine Übersicht der bestehenden Ladepunkte (vgl. Abbildung 6) zeigt, dass die 
meisten Ladepunkte der LHW im Innenstadtbereich und in den umliegenden Ortsbezirken zu finden sind. 
Als Grundlage für die Bestandsanalyse dienen die Angaben der Bundesnetzagentur, das Stromtankstel-
lenverzeichnis auf GoingElectric und die Übersichtskarte der ESWE Versorgungs AG.

5.1 BESTEHENDE LADEINFRASTRUKTUR
 IN WIESBADEN

Abbildung 6: Bestehende Lade-

infrastruktur in Wiesbaden; eigene 

Darstellung nach [24]
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Um die positive Entwicklung der Elektromobilität in Wiesbaden nicht zu gefährden, ist es unumgäng-
lich die Ladebedarfe der nächsten Jahre zu kennen und die bestehende LIS zu erweitern. Die LHW wurde 
im Rahmen der Erstellung des Verkehrsentwicklungsplans in 144 Planungsräume unterteilt. Auf dieser 
Grundlage hat das Unternehmen Drees & Sommer SE den Bedarf an öffentlicher LIS bis 2030 unter Ab-
zug von privater/halböffentlicher LIS und auf Basis spezifischer Daten der LHW ermittelt. Diese Ermitt-
lung hat in drei Schritten stattgefunden, wobei die täglich benötigte Energiemenge bei dieser Auflistung 
eine entscheidende Prognosegröße darstellt:

1. Prognose des Hochlaufs der E-Pkw bis 2030 in Wiesbaden
2. Ermittlung der täglich stattfindenden Ladevorgänge dieser Pkw
  - Benötigte Energiemenge für private und öffentliche Ladegänge
  - Ableitung der benötigten Energiemenge im öffentlichen Raum
3. Daraus resultiert die notwendige Anzahl an öffentlichen Ladepunkten zur Bereitstellung

der benötigten Energiemenge.

Die Anzahl der täglichen Ladevorgänge im öffentlichen Raum stagniert lt. Prognose ab dem Jahr 2025 bzw. 
nimmt nicht parallel zum Hochlauf der Fahrzeugzahlen mit elektrischem Antrieb und der täglich abgerufenen 
Energiemenge zu. Dies liegt u. a. an einer Zunahme der privaten Ladevorgänge und einer allgemeinen Stei-
gerung der Akkukapazität, was zu selteneren Ladevorgängen führt. Besonders wird der Anteil der BEV an 
den Elektrofahrzeugen zukünftig steigen, wohingegen der Anteil an PHEV mit geringer Akkukapazität sinken 
wird. Bei weiter steigender Anzahl an rein batterieelektrischen Fahrzeugen nach 2030 (nach Prognoseraum) 
steigt auch wieder die Anzahl an täglichen Ladevorgängen, was der Menge an BEV insgesamt geschuldet ist.

Unter Berücksichtigung und Analyse dieser genannten Punkte, ergibt sich folgender Bedarf an öffentli-
chen Ladepunkten in Wiesbaden:

Die Tabelle 4 zeigt den Bedarf an öffentlichen Normalladepunkten (AC) oder an öffentlichen Schnelllade-
punkten (DC), da davon ausgegangen werden kann, dass durch einen DC-Schnellladepunkt verhältnismä-
ßig mehr Bedarf gedeckt werden kann als durch einen Normallladepunkt (AC). Das Verhältnis von AC- zu 
DC-LIS kann je nach Standort zwischen 3:1 bis 8:1 liegen.

Die für Wiesbaden prognostizierte Anzahl an E-Pkw im Jahr 2030 liegt bei 49.698 Fahrzeugen (35 % des 
gesamten Pkw-Bestandes), was ca. 4 % über den Zielen der Bundesregierung für 2030 liegt. Es gilt zu 
beachten, dass neben den spezifischen Gegebenheiten der Stadt Wiesbaden die bisher überdurchschnitt-
liche Entwicklung der Elektromobilität in Wiesbaden in diese Prognose mit eingeflossen ist.

5.2 VORGEHEN ZUR BEDARFSERMITTLUNG

5.3 VERTEILUNG DER BEDARFE IM STADTGEBIET

Normalladen / AC Schnellladen / DC

560 Ladepunkte

1.284 Ladepunkte

1.686 Ladepunkte

2022

2025

2030

151 Ladepunkte

269 Ladepunkte

332 Ladepunkte

Abbildung 7: Prognostizierter Be-

darf an Ladepunkten im Jahr 2030; 

eigene Darstellung nach [24]

Tabelle 4: Prognose des Bedarfs an 

öffentlichen Ladepunkten in Wies-

baden bis 2030.

Im Zuge der Bedarfsermittlung wurden den 144 im Verkehrsentwicklungsplan definierten Planungs-
räumen der LHW die bereits vorhandenen Ladepunkte zugeordnet. Anhand dieser Zuordnung konnte die 
Bestandsinfrastruktur vom Bedarf je Planungsraum subtrahiert werden, um den absoluten Ausbaubedarf 
zu ermitteln. Anschließend konnten die Planungsräume durch eine Ermittlung der notwendigen Lade-
punkte je Quadratkilometer priorisiert werden (da die Planungsräume unterschiedlich groß sind und so 
eine einheitliche Betrachtung gewährleistet werden konnte).

Insgesamt lässt sich festhalten, dass gerade in innerstädtischen Planungsräumen der Bedarf an Lade-
säulen im Jahr 2030 besonders hoch ist, da hier von einer geringen Verfügbarkeit von privaten Lademög-
lichkeiten ausgegangen wird. Abbildung 7 verdeutlicht die verschiedenen Bedarfe an LIS im Wiesbadener 
Stadtgebiet nochmals graphisch:
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Beim Aufbau öffentlicher LIS sind einige gesetzliche Rahmenbedingungen auf Bundes- und Landesebene 
zu beachten, welche im Folgenden kurz erläutert werden.

Um die Auswahl von potenziellen Standorten für die Errichtung von LIS im Stadtgebiert zu erleichtern 
und die standortspezifischen technischen und baulichen Anforderungen aufzuzeigen hat die LHW sechs 
Musterstandorte definiert. Die Musterstandorte decken dabei Standorte auf Freiflächen und umbauten 
Räumen im Stadtgebiet ab. Hierbei wird zwischen folgenden Typen unterschieden:

Ladesäulenverordnung (LSV)

Die LSV wurde durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie verordnet. In §3 werden die 
technischen Mindestanforderungen für einen sicheren und interoperablen Aufbau und Betrieb von öffent-
lich zugänglichen Ladepunkten geregelt. Themen rund um Authentifizierung, Nutzung und Bezahlung an 
Ladepunkten werden darin ebenfalls aufgegriffen. [25] 

Eine novellierte Fassung der Ladesäulenverordnung trat zum 1. Januar 2022 in Kraft. Sie sieht u. a. vor, 
dass ab 1. Juli 2023 alle neuen Ladepunkte den neuen Anforderungen in Hinblick auf Datenübermittelung 
und Zahlungsmöglichkeiten entsprechen müssen. Allerdings sind bestehende Ladesäulen von der Rege-
lung ausgenommen und müssen nicht nachgerüstet werden. [26]

Ausgenommen von den genannten Anforderungen der LSV sind Ladepunkte mit einer Ladeleistung von 
höchstens 3,7 W [27]. 

Ergänzt wird die LSV durch die VDE-AR-E 2532-100 [28], welche einheitliche Standards bei der Abwick-
lung der Authentifizierung und bei Abrechnungsvorgängen an Ladesäulen vorgibt. Konkret geht es um 
die datenschutzkonforme Authentifizierung über Remote Backend-Lösungen wie Apps und RFID-Trans-
ponder und wie Kredit-Debit oder Ladekarten. Die VDE sorgt somit dafür, dass die Mindeststandards für 
kontaktlose Zahlungen nach der LSV mit höchstmöglicher Datensicherheit eingehalten werden können.

Gesetz zum Aufbau einer Lade- und Leitungsinfrastruktur (GEIG)

Im Gesetzentwurf zum Aufbau einer gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfrastruktur (GEIG) für die 
Elektromobilität (Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz – GEIG [Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2018/844]) werden Eigentümern von Revitalisierungs- oder Repositionierungsprojekten sowie von Neu-
bauprojekten verschiedene Mindestanforderungen hinsichtlich E-Mobilität auferlegt. Das Gesetz ist für 
den vorliegenden Ladeszenarien vor allem beim Aufbau von LIS in Parkhäusern oder Quartiersgaragen zu 
beachten. [29]

Garagenverordnung (GaV) am Beispiel Hessen

Die GaV schreibt einen Mindestausbau von Ladestationen in Garagen vor. So müssen gemäß §2 Allge-
meine Anforderungen Absatz (3) der GaV im Land Hessen 5 % der Stellplätze mit Ladepunkten versehen 
werden [30].

Für jeden der sechs Musterstandorte wurde durch Drees & Sommer anhand eines beispielhaften Standorts 
in Wiesbaden ein ausführlicher Steckbrief ausgearbeitet, welcher eine Standortbeschreibung, den Ladebe-
darf, eine Grobkostenindikation sowie die technischen und baulichen Anforderungen beinhaltet. 

5.4 GESETZLICHE ANFORDERUNGEN ZUM AUFBAU 
 ÖFFENTLICHER LADEINFRASTRUKTUR

5.5 MUSTERSTANDORTE

• Parkhäuser in der Innenstadt bieten ein großes Potenzial, um eine hohe Anzahl an Ladepunkten in 
einem Gebiet mit hohem Ladebedarf bereitzustellen. Insbesondere können bereits an AnwohnerInnen 
vermietete Stellplätze für das Nachtparken mit Ladepunkten ausgerüstet werden, um Parken und Laden 
miteinander zu verbinden. Zusätzlich fokussiert das Parkraummanagementkonzept eine Lenkung des 
Parkverkehrs in Richtung Parkhaus. Damit steht der knappe öffentliche Raum im Bereich der Innenstadt 
attraktiveren Nutzungen zur Verfügung.

• Die Quartiersgarage deckt einen hohen Anteil des im Quartier benötigen Stellplatzbedarfs der Anwohn-
erInnen und reduziert den Fahrzeuganteil im öffentlichen Raum. Gleichzeitig bietet sie ideale Vorausset-
zungen zur Installation einer großen Anzahl an Ladepunkten.

• Park-and-Ride-Parkplätze (P+R) entlasten den innerstädtischen Verkehr, indem sie an Verkehrs-
kontenpunkten zwischen Innenstadt und Außenbezirken einen Anschluss an den ÖPNV bieten. Der 
P+R-Parkplatz steht somit nicht alleine, sondern ist Bestandteil eines vernetzten Mobilitäts- und Park-
systems. Die Verfügbarkeit von LIS erhöht die Attraktivität des P+R-Parkplatzes. 

• Der Lade-Hub (innerorts) deckt aufgrund der Fokussierung auf DC-LIS einen hohen Ladebedarf auf 
einer kleinen Parkplatzfläche. Die AnwohnerInnen können ihr Fahrzeug am Lade-Hub aufladen und 
müssen das Fahrzeug anschließend auf einem öffentlichen Parkplatz abstellen. Dieser Ladehub-Typ ist 
sensibel im Quartier zu verorten, um Park-Such-Verkehre zu vermeiden.

• Beim Aufbau von LIS auf Parkplätzen im öffentlichen Straßenraum wird zwischen der Ausstattung 
einzelner Parkplätze oder einer großen Anzahl an Ladepunkten in Straßenzügen unterschieden. Die 
Anordnung von LIS im Straßenraum ist insbesondere für AnwohnerInnen interessant, da diese ihr Auto 
bspw. über Nacht an der Ladestation aufladen können. Durch die langen Standzeiten bietet sich die 
Verwendung von AC-LIS an. Des Weiteren sind die Abmessungen von AC-Ladesäulen im Vergleich zu 
DC-Ladesäulen geringer, wodurch der Aufbau im bestehenden Straßenraum erleichtert wird. Der wirt-
schaftliche Betrieb von AC-LIS ist jeweils im Einzelfall zu prüfen.

• Ein Mobility-Hub ist ein Ort oder eine Immobilie (bspw. Parkhaus), an dem unterschiedliche Mobilitäts-
angebote und Services miteinander verknüpft werden und ein einfacher Zugang zu diesen gewährt wird. 
Dieser Zugang ermöglicht die Inanspruchnahme unterschiedlichster Mobilitätsangebote an einem Ort wie 
bspw. Car Sharing, ÖPNV, LIS mit der Nutzung von Services der City-Logistik wie bspw. Paketstationen.
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Die LHW hat sich für die Umsetzung eines Dialogprozesses entschieden, der durch eine breite Öffentlich-
keitskampagne begleitet und unterstützt wird. Durch den Dialogprozess sollen die eigenen Planungen
zum Aufbau von öffentlicher LIS durch die Vorhaben und konkreten Planungen anderer Akteure im Stadt-
gebiet Wiesbaden ergänzt, Synergien geschaffen und Parallelplanungen vermieden werden.

Die LHW hat dafür zunächst stadtverwaltungsexterne und -interne Akteursgruppen identifiziert, die sich
bereits in der Praxis mit dem Aufbau von (halb-)öffentlicher oder privater LIS beschäftigen. Zu Beginn
des Dialogprozesses nahmen rund 50 Teilnehmende aus den zuvor identifizierten Akteursgruppen an der
Auftaktveranstaltung im Mai 2022 teil. Hierbei wurden im Rahmen einer Podiumsdiskussion zum Aufbau
öffentlicher LIS in Kommunen zentrale Chancen und Herausforderungen für Wiesbaden diskutiert und
ein mögliches Roll-Out-Konzept vorgestellt. Darüber hinaus wurden von den einzelnen Teilnehmenden
konkrete Orte für den Aufbau öffentlicher LIS im Stadtgebiet Wiesbaden aufgezeigt.

In einem weiteren Schritt des Dialogprozesses fanden im Juni 2022 sechs sog. Werkstattgespräche statt,
die einen großen Erkenntnisgewinn für alle Beteiligten mit sich brachten. Damit konnten die vielfältigen
Ideen und die große Bandbreite an Anforderungen einzelner Akteursgruppen strukturiert und präzisiert
erarbeitet werden. In den einzelnen Werkstattgesprächen wurden folgende stadtverwaltungsexterne und
-interne Akteursgruppen adressiert:

• Ortsbeiräte
• Private und städtische Parkhausbetreiber
• Handel und Gewerbe
• Unternehmen
• Städtische und private Wohnungsbaugesellschaften
• Städtische Ämter und Gesellschaften

In den einzelnen Werkstattgesprächen wurde das Geoportal der LHW vorgestellt. Es dient der LHW zur
Unterstützung bei der Standortsuche und bildet bestehende und geplante öffentliche und private LIS ab.
Die Teilnehmenden der Werkstattgespräche hatten im Nachgang die Möglichkeit, die bestehende und ge-
plante LIS ihrer Organisation in das Tool einzutragen, um die Planung der LHW zu ergänzen.

Insgesamt wurde festgestellt, dass ein Beteiligungsformat für Akteure einen großen Mehrwert schaffen
konnte – sowohl fü r die LHW als auch für die beteiligten Akteursgruppen. Neben dem Dialogprozess
konnte die LHW von einem Erfahrungsaustausch mit anderen Kommunen profitieren, welcher durch die
vom Fraunhofer IML durchgeführte Interviewreihe untermauert wurde.

5.6 DIALOGPROZESS ALS BETEILIGUNGSFORMAT

Erkenntnisse der Werkstattgespräche

Die Ziele der Werkstattgespräche mit den stadtverwaltungsexternen Akteuren (bspw. private und städti-
sche Parkhausbetreiber, Handel und Gewerbe, Unternehmen) waren vor allem der Austausch der einzel-
nen Akteure zu aktuellen und geplanten Aktivitäten im Bereich der E-Mobilität und die Erfassung der be-
stehenden sowie geplanten LIS im Geoportal der LHW. Zudem wurde diskutiert, inwiefern diese LIS auch 
Wiesbadener BürgerInnen nutzen können und wie die LHW die einzelnen Akteure beim Aufbau der LIS 
unterstützen kann. Im Gegensatz dazu, diente das Werkstadtgespräch mit den stadtverwaltungsinternen 
Akteuren (städtische Ämter und Gesellschaften) dem Austausch der verschiedenen Ämter, welche am
Prüfprozess zum Aufbau öffentlicher LIS involviert sind. Zum einen wurden die einzureichenden Unter-
lagen und eine Optimierung des Prüfprozesses besprochen und zum anderen wurde eine überschlägige
Vorabprüfung für zehn Standorte interaktiv durchgeführt. Dies diente vor allem der Nachvollziehbarkeit
der Prüfkriterien für zukünftige Anträge. Nachfolgend sind die wesentlichen Ergebnisse und nächsten
Schritte der einzelnen Werkstattgespräche zusammengefasst.

Private und städtische Parkhausbetreiber 
• Parkhäuser bauen zunehmend LIS auf
• Parken und Laden sind zurzeit noch nicht tariflich gekoppelt, wodurch Herausforderungen entstehen:
 - Roaming für gekoppelte Tarife
 - Zugänglichmachen der LIS für Kunden fremder Anbieter
 - Kassensysteme in bestehenden Parkhäusern noch nicht für gekoppelte Tarife ausgelegt
• Viele Parkhäuser bieten Dauer- und Nachtparken für Anwohner und Pendelnde zu attraktiven Preisen an 
• Möglichkeit nachts in Parkhäusern zu parken und zu laden wird bislang nicht nachgefragt, jedoch sind
 sichere Lade- und Parkmöglichkeiten attraktiv für Anwohner (Erhebungen weisen auf mangelnde
 Kenntnis der Nutzer hin)
• Parkhausbetreiber sind grundsätzlich offen für flexible Tarife  Wirtschaftlichkeit ist dabei eine
 Herausforderung 
• LHW kann z. B. durch Informationskampagnen zu LIS in Parkhäusern unterstützen

Handel und Gewerbe 
• Flächeneigentum der Supermarktparkplätze stellt eine Herausforderung dar, da der Handel
 oft nur Mieter und nicht Besitzer der Fläche ist
• Einzelhandel und Gewerbe bauen zunehmend LIS auf
• Aufbau von LIS besitzt bei inhabergeführtem Handel und Gewerbe nachrangige Priorität
• Integration von LIS bei Neubau von Märkten einfacher als bei Bestandsmärkten
• Nutzung nach den Öffnungszeiten der LIS durch Anwohner aus Verkehrssicherungspflicht/
 Haftungspflicht, z. B. Winterdienst, eine zentrale Herausforderung
• LHW kann Einzelhandel z. B. hinsichtlich Informationen zu gesetzlichen Anforderungen oder
 bei der Vorbereitung der Netzanschluss-Anträge unterstützen
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Die LHW richtet sich beim flächendeckenden Aufbau öffentlicher LIS nach den Prognosen von Drees &
Sommer für 2025/2030 und forciert bei der Umsetzung eine Basisversorgung für die Gesamtstadt mit
Schwerpunkt auf die Bevölkerung ohne eigenen Stellplatz. Im Kontext der Vergabemöglichkeiten hat
sich die LHW für eine Konzessionsausschreibung entschieden. Eine Inhouse-Vergabe war nicht möglich,
da mit der ESWE Versorgungs AG keine Inhouse-Vergabefähigkeit gegeben ist. Eine ausschließliche
Regelung des Aufbaus öffentlicher LIS über eine Sondernutzungserlaubnis in Verbindung mit einem Ge-
stattungsvertrag wurde aufgrund geringer Gestaltungsmöglichkeiten ebenfalls ausgeschlossen. Zudem
fordert das Bundeskartellamt einen freien Wettbewerb beim Aufbau von LIS. Dies wird in den Kommunen
aktuell durch eine Sektoruntersuchung überprüft.

Mit der gewählten Vergabeform, einer Konzessionsausschreibung, vergibt die LHW das Recht im Stadt-
gebiet LIS aufzubauen und zu betreiben. Bis auf die Verwaltungskosten entstehen keine weiteren Kosten
für die Stadt. Der Konzessionsnehmer verantwortet die Kosten und das Risiko für den Aufbau und Betrieb
der LIS und ist für die Standortsuche und -beantragung zuständig.

Im Rahmen der Konzessionsausschreibung werden die Bieter aufgefordert u. a. Konzepte zur Standortsu-
che und -auswahl sowie zur Wahl der Ladetechnologie einzureichen. Diese werden anhand einer auf
die Anforderungen der LHW angepassten Wertungssystematik bewertet, wodurch die LHW eine gewisse
Steuerungsmöglichkeit zur Auswahl des Konzessionärs erhält, z. B. bei der Berücksichtigung von privaten
Flächen zum Aufbau von LIS. Durch einen oder wenige Konzessionsnehmer ist die Vereinheitlichung der
Preise im Stadtgebiet einfacher umzusetzen, ebenso eine einheitliche Gestaltung der Ladesäulen sowie
eine einheitliche Bedienbarkeit und identische Abrechnungsoptionen. Ein weiterer Vorteil der Konzes-
sionsausschreibung liegt für die LHW in ihrem gestaffelten, bedarfsorientierten Aufbau. So kann mit dem
Aufbau einer geringen Anzahl an Ladepunkten begonnen und nach Bedarf und in enger Abstimmung mit
dem Konzessionär kontinuierlich nachgerüstet werden.

5.7 KONZESSIONSAUSSCHREIBUNG
 ALS VERGABEVERFAHREN 

Unternehmen 
• Arbeitgeber können in Abhängigkeit ihrer Rechtsform den Arbeitnehmern LIS kostenfrei
 (als geldwerten Vorteil) oder mit Bezahlung zur Verfügung stellen
• Der Aufbau von LIS bei Wiesbadener Unternehmen ist sehr heterogen
• Nutzung der Ladepunkte auf dem nicht öffentlich zugänglichen Firmengelände durch Anwohner
 nicht realisierbar
• Die Zurverfügungstellung halböffentlicher Zufahrtsbereiche wird positiv diskutiert (interessante  
 Potentialflächen)
• Kommune könnte Erfahrungsnetzwerk zwischen Unternehmen der Stadt organisieren 
• Kommune könnte Investitionsförderung durch das Land unterstützen

Städtische und private Wohnungsbaugesellschaften 
• Wohnbaugesellschaften sind zustimmungspflichtig, wenn MieterInnen eine Elektrifizierung ihrer  
 Stellplätze wünschen
• Grundproblematik: bei Neubauten ist die Berücksichtigung von LIS gut realisierbar; bei Bestands-
 bauten gibt es teils massive Probleme (z. B. Verfügbarkeit Netz und Parkplätze sowie die Stellplatz-
 satzung durch Änderung der Parkplatzanzahl entfällt der Bestandsschutz, dadurch müssen zusätzlich
 neue Parkplätze geschaffen werden)
• Kriterien, die mit LIS im Wohnungsbau erfüllt werden müssen, sind bislang nicht gesetzlich geregelt  
 und landesweite bzw. koordinierte Infoangebote fehlen
• Abrechnung (u. a. Art des Geschäftsmodells) muss geklärt werden, bspw. Wohnbaugesellschaft selbst
 als Betreiber
• Geringe Wirtschaftlichkeit, wenn MieterInnen über Nacht an LIS parken
 - Monatsgebühr für Stellplatz inkl. Strom denkbar
 - Schnellladepunkt mit Blockiergebühr als Option
• Kommune könnte Ansprechpartner klar benennen und den Genehmigungsprozess vereinfachen

Städtische Ämter und Gesellschaften 
• Erstellung einer Checkliste aller einzureichenden Unterlagen zum Aufbau von LIS
• Erstellung einer Checkliste mit den Prüfkriterien
• Prüfprozess klären und digitalisieren bzw. standardisieren (relevante Ämter aus Sicht der LHW:  
 Stadtplanungsamt, Untere Denkmalschutzbehörde, Straßenverkehrsbehörde, Umweltamt, Tiefbau-  
 und Vermessungsamt)
• Erstellung diverser Mustervorlagen für Beschilderungen und Markierungen der E-Parkflächen und  
 Gestaltung der LIS
• Die Zuständigkeiten bei der Stadtverwaltung und den städtischen Gesellschaften zum Thema LIS  
 sollten klar auf der Homepage ersichtlich sein
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6E-Mobility-Hub
im urbanen Raum

Das Konzept des E-Mobility-Hubs beschreibt einen innovativen Ort oder eine Immobilie bspw. ein Park-
haus für elektrisch betriebene Fahrzeuge verschiedener Kategorien für die private, gewerbliche und 
kommunale Nutzung. Besonderes Merkmal eines E-Mobility-Hubs ist zum einen die Verknüpfung von 
privater Mobilität und Logistik und zum anderen der hohe Anteil an LIS. Zudem soll durch ein intelligentes 
Flächennutzungskonzept, das sich an den Bedürfnissen der unterschiedlichen Nutzer orientiert, eine zeit-
lich optimierte Ausnutzung zwischen Tag- und Nachtbetrieb ermöglicht werden. 

Aktuelle Entwicklungen fordern nicht nur einen Umstieg auf den ÖPNV, sondern auch Lösungsansätze für 
eine umweltfreundlichere Nutzung von privaten Pkw und Nutzfahrzeugen im Straßenverkehr im städti-
schen Raum. Im Vergleich zu klassischen Mobilitätsstationen verfügt ein E-Mobility-Hub über eine deut-
lich größere Fläche und bietet sowohl Stellplätze für private Pkw als auch Sharing-Fahrzeuge inklusive 
Lademöglichkeiten an. Er verknüpft somit den privaten Pkw-Verkehr, den ÖPNV und Sharing-Angebote. 
Durch seine Vielzahl an Ladestellen für verschiedene Fahrzeugtypen soll er dabei unterstützen den Ver-
kehr umweltfreundlicher zu gestalten und einen Wechsel zur Elektromobilität erleichtern. Zusätzlich zum 
Privatverkehr kann ein E-Mobility-Hub den Lieferverkehr adressieren. Die Verknüpfung zur Logistik kann 
durch die Einrichtung eines Mikrodepots zur Nutzung von Lastenrädern in der Paket-Zustellung und einer 
Paketstation zur Abholung und Aufgabe privater Pakete geschaffen werden.

Mikrodepots beschreiben einen definierten Ort 
für den Umschlag und die Zwischenpufferung von 
Transportgütern, wie bspw. Pakete. Sie ermöglichen 
ein gesichertes Abstellen von Lastenrädern, Kleinst-
fahrzeugen oder sonstigen Transporthilfen. Mikro-
depots ergänzen das bestehende Logistiknetzwerk 
eines Dienstleisters und die „erste bzw. letzte Meile“ 
wird verkürzt – eine wesentliche Voraussetzung 
für den wirtschaftlichen Einsatz von alternativen 
Fahrzeugkonzepten. Sie sind Start- und Endpunkt 
für die stadtverträgliche und ressourcenschonende 
empfängernahe Zustellung bzw. Abholung. [31]

Ein E-Mobility-Hub erfüllt eine Vielzahl von Funktionen (vgl. Abbildung 8). Als multimodaler Knotenpunkt 
bündelt er an einem Standort gezielt die Bedarfe von verschiedenen elektrischen Fahrzeugkategorien 
mit Dienstleistungen wie Shared-Economy-Angeboten, dem ÖPNV, dem Wirtschaftsverkehr sowie dem 
Privatverkehr. Seine Hauptfunktion dient dem Parken und Abstellen von Pkw. Die oberen Ebenen gleichen 
einem normalen Parkhaus mit der Ausnahme, dass ein hoher Anteil an Stellplätzen mit LIS ausgestattet 
ist. Diese Stellflächen dienen zum einen Pendlern zum Abstellen ihrer Pkw und einem Umstieg auf den 
ÖPNV oder anderen Sharing-Angeboten als auch den angrenzenden Unternehmen als Stellplätze für ihre 
MitarbeiterInnen. Ebenso können AnwohnerInnen ihre Fahrzeuge dort bspw. über Nacht zum Laden ab-
stellen.

6.1 FUNKTIONEN DES E-MOBILITY-HUBS 

Abbildung 8: Potenzielle Funktionen 

eines E-Mobility-Hubs
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Neben der Nutzung für den Privatverkehr kann der E-Mobility-Hub auch dem Wirtschaftsverkehr dienen. 
Die unterste Ebene eines Parkhauses würde durch eine Bauhöhe von 3,50 m die Einfahrt leichter Nutz-
fahrzeuge und somit den Umschlag von Waren ermöglichen. Je nach Lage des E-Mobility-Hubs im Stadt-
gebiet bietet sich diese Ebene daher zur Nutzung als Mikrodepot bzw. Multi-User-Mikrodepot an. Die 
Verknüpfung eines Parkhauses mit der Logistik bietet zudem Potenziale einen Paketschrank aufzustellen 
oder sogar einen Paketshop in dieser Ebene zu eröffnen. Auf diese Weise können sich die Nutzer des 
Parkhauses ihre Pakete statt nach Hause an den E-Mobility-Hub schicken lassen bzw. sie hier aufgeben 
und sie gewissermaßen auf dem Weg mitnehmen. Hierdurch entsteht ein Vorteil für die Logistik und für 
die Nachhaltigkeit. Denn auf diese Weise wird ein Teil der KEP-Haustürzustellungen reduziert bzw. an 
einem Ort gebündelt. Jedoch erfordert dies den Betrieb eines neutralen Paketshops bzw. Paketschrankes, 
um höhere Einsparungen und eine größere Akzeptanz bei den Nutzern zu erzielen. 

Bei der Etablierung solch eines E-Mobility-Hubs sollte ebenfalls auf die Errichtung weiterer, ergänzender 
Infrastrukturen geachtet werden. Neben einer guten ÖPNV-Anbindung für den Umstieg der Pendler sind 
auch Sharing-Angebote wie bspw. Fahrräder oder E-Bikes von Interesse. Daher ist eine Integration in das 
bestehende bzw. die Errichtung einer Anbindung an das Radnetz ein weiterer wichtiger Aspekt. Je besser 
der E-Mobility-Hub in das bestehende Personenverkehrsnetz einer Stadt integriert wird, desto stärker 
wird er frequentiert.

Welche weiteren Infrastrukturen sind neben einer ÖPNV-

Anbindung sinnvoll in Kombination mit zentralen Parkflächen/

Mobilitätshubs?

• Anschluss an das Radnetz mit entsprechender Beschilderung

• Paketstation

• Sichere Fahrradabstellmöglichkeiten

• Gute Anbindung an die Innenstadt bzw. relevante Stadtgebiete

• Fahrradstation und E-Bike-Sharing

• Leihscooter

Die bewusste Gestaltung eines E-Mobility-Hubs zu praktischen 

Umsteigeorten, steigert die Attraktivität des Angebots und führt 

demnach zu einer höheren Akzeptanz.

Die Errichtung eines E-Mobility-Hubs ist je nach seiner Lage im Stadtgebiet für verschiedene Nutzergrup-
pen interessant.  Im Speziellen sind dies folgende Gruppen:

Diese Nutzergruppen unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Park- und Verweildauer und somit ihres Lade-
verhaltens, wenn sie einen E-Pkw nutzen. Der E-Mobility-Hub kann somit zum einen von angrenzenden 
Firmen und Unternehmen für ihre Mitarbeitenden durch bspw. eine feste Buchung bestimmter Parkplät-
ze vor allem tagsüber genutzt werden oder zum anderen von BürgerInnen und Touristen während ihres 
Besuchs in der Stadt bspw. zum Einkaufen oder während eines Ausflugs. Während der Nachtzeiten kann 
die LIS im E-Mobility-Hub jedoch auch für die angrenzenden AnwohnerInnen zum Abstellen und Laden 
ihrer Fahrzeuge von Interesse sein. Weitere Nutzer des E-Mobility-Hubs sind E-Sharing-Anbieter, die ihre 
Fahrzeuge im Hub parken und laden können und somit einen Umstieg auf alternative Fahrzeuge ermög-
lichen. Sollte der E-Mobility-Hub bspw. zusätzlich als Mikrodepot genutzt werden, können auch die Logis-
tikdienstleister ihre Fahrzeuge in der Nacht im Hub abstellen und laden bevor sie am nächsten Morgen für 
die Zustellung im Stadtgebiet wieder eingesetzt werden.

• BürgerInnen
• Gäste und Touristen (privat und geschäftlich)
• Pendelnde und Arbeitnehmer
• Mobilitätsanbieter (u. a. E-Carsharing, E-Bike-Sharing)
• Logistikdienstleister (z. B. KEP-Dienstleister) 

6.2 POTENZIELLE NUTZER

Ist es zielführend LIS in zentralen Mobilitätshubs an wichtigen Ein- und Ausfahrtsstraßen zu organisieren?

Sieben von neun Befragten sind der Meinung, dass es sinnvoll ist, LIS an zentralen Mobilitätshubs zu organisieren. 

Einige genannte Punkte werden im Folgenden aufgeführt:

• Nachfrage entsteht durch die Schaffung eines Angebotes

• Sinnvoll auf Pendlerstrecken

• Politischer Druck erforderlich, um Hubs und ÖPNV attraktiver zu machen

• Sinnvoll um den öffentlichen Raum von LIS zu befreien, aber dennoch erreichbar zu machen

• Lade-Hubs als P&R Standort nur sinnvoll, wenn Attraktivität anderer Verkehrsformen

 (ÖPNV, Fahrrad etc.) auf letzter Meile vorhanden ist

Zwei von neun ExpertInnen stehen E-Mobilitätshubs eher kritisch gegenüber und sind der Meinung, dass es restrikti-

vere Maßnahmen braucht, um die Menschen zum Umdenken zu bewegen und einen extra entwickelten Hub-Standort 

zum Laden und Parken von E-Fahrzeugen zu etablieren.
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7Fazit und Refl ektion

Der Aufbau öffentlicher Ladeinfrastruktur erfolgt in verschiedenen Schritten, die jedoch keiner standar-
disierten Vorgehensweise folgen. Der vorliegende Leitfaden kann aber als Orientierung und als Beispiel 
für den interkommunalen Erfahrungsaustausch zur Unterstützung dienen. Aufgrund der gegebenen 
individuellen Rahmenbedingungen muss jede Kommune ihre eigene Vorgehensweise für den Aufbau von 
LIS finden. Praxisbeispiele können dabei Ideen und Impulse geben, jedoch keinesfalls eine genaue Vorlage 
für die eigenen Planungen darstellen.

Am Beispiel der Landeshauptstadt Wiesbaden zeigt sich, dass es wichtig für Kommunen ist den zukünf-
tigen Bedarf an öffentlicher Ladeinfrastruktur zu kennen bzw. zu erheben und ein Roll-out Konzept als 
langfristige Planungsgrundlage zu erstellen. Insgesamt lässt sich die Errichtung einer Ladesäule an einem 
konkreten Standort im öffentlichen Straßenraum für einen interessierten Betreiber in drei notwendige 
Verfahrensschritte aufteilen.

3. Errichtung der Anlage 

Die Errichtung der Anlage richtet sich nach den Vorgaben der gewählten Verga-
bevariante, in Wiesbaden daher nach den Vorgaben des Konzessionsvertrags 
der Landeshauptstadt Wiesbaden sowie den eingereichten Planungen des Er-
richters bzw. Betreibers. Zudem müssen die technischen Mindestanforderun-
gen der Ladeinfrastruktur nach der Ladesäulenverordnung (LSV) in der jeweils 
aktuellen Fassung ausgerichtet werden.

Insgesamt ist es wichtig bei der Entscheidungsfindung und bei der konkreten Konzepterstellung die per-
spektivische Gesamtentwicklung einer Kommune zu berücksichtigen. Der Aufbau und Betrieb von LIS ist 
ein Vorhaben, das bedeutende Auswirkungen auf die Lenkung der Verkehrsnachfrage der nächsten Jahre 
hat. Bei der Standortwahl von LIS sollte in jedem Fall berücksichtigt werden, wie der MIV und nachhaltige 
Mobilitätsformen in den folgenden Jahrzehnten in die Kommune integriert werden sollen.

Die Begleitung der LHW in diesem Prozess hat gezeigt, dass die Beteiligung relevanter Akteursgruppen in 
Form eines moderierten Dialogprozesses einen großen Mehrwert für eine effektive Umsetzung von LIS 
hat. Durch die Zusammenarbeit mit diesen Akteuren lag eine umfassendere Informations- und Datenba-
sis vor, die in der konkreten Ausarbeitung einer LIS-Landschaft genutzt werden kann. Zudem konnten An-
forderungen an die Standortwahl seitens der Akteursgruppen berücksichtigt werden, Parallelplanungen 
vermieden werden und durch eine kreative Zusammenarbeit ein gemeinsames Verständnis und somit 
auch ein wirksamer Lösungsansatz erarbeitet werden.

2. Detailplanung durch den Errichter bzw. Betreiber

Nach erfolgreicher Vorprüfung, wenn der konkrete Standort feststeht, muss 
der Betreiber Unterlagen zur detaillierten Beschreibung des Vorhabens, wie 
bspw. Planunterlagen, Baubeschreibung und technische Informationen zur LIS, 
vorlegen. Das Verfahren wird dann mit der digitalen Einreichung eines Antrags 
auf Errichtung und Betrieb von Ladeinfrastruktur im öffentlichen Verkehrsraum 
durch den potenziellen Ladesäulenbetreiber fortgesetzt, welcher wiederum 
durch alle notwendigen städtischen Ämter geprüft werden muss. Hierbei ist zu 
beachten, dass die Beantragung der Herstellung des Netzanschlusses bei der 
Stromnetzbetreiberin für jeden Standort erfolgen muss. Nach abgeschlossener 
erfolgreicher Prüfung wird der Standort Teil des Konzessionsvertrags und der 
Konzessionsnehmer erhält das vertraglich gesicherte Recht für den Bau und den 
Betrieb der entsprechenden Ladeinfrastruktur. Eventuell wird vertraglich eine 
Frist bestimmt, innerhalb derer die Anlage in Betrieb genommen werden muss.

1. Sondierung: Voranfrage und Vorprüfung 

Da die Antragsbearbeitung recht aufwändig ist, sollten möglichst viele Fragen 
vorab geklärt werden. So werden unnötige Mehrfachbefassungen vermieden. 
In der Regel kommt es dem Betreiber nicht darauf an, wo die angestrebte 
Ladesäule exakt steht, sondern es geht eher um Bereiche innerhalb derer eine 
gewisse Flexibilität besteht. Üblicherweise kennt der potenzielle Betreiber vor 
der Antragstellung z. B. die Leitungslagen und andere Zwangspunkte nicht 
genau. Aus diesem Grund wird an den Anfang des Prozesses die Voranfrage 
gesetzt, welche am Beispiel der LHW digital über eine Plattform erfolgt.

Notwendige Angaben sind hierbei u. a. Angaben zu Straße, Hausnummer, 
Ortsbezirk, Gemarkung, Flur und Flurstück, Eigentumsverhältnisse, Anzahl 
der Ladesäulen pro Standort inkl. Leistungszahlen pro Typ und Anfrage und 
Bestätigung der SW-Netz, dass Kapazität am Standort vorhanden ist. Hierbei 
sind die Anforderungen für den Aufbau von Ladeinfrastruktur (vgl. 4.2) bereits 
zu beachten. Auf Basis dieser Unterlagen erfolgt eine Prüfung durch die 
notwendigen städtischen Ämter und der Standort wird entweder bestätigt, 
räumlich innerhalb eines akzeptablen Bereichs verschoben oder komplett ab-
gelehnt. Hierbei ist ein standardisierter Prüfprozess wichtig, damit die
Genehmigungsphase möglichst kurzgehalten werden kann.
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